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Im Vorzimmer

Was Grossräte zum Trinkgelage während der vergangenen Nachtsitzung sagen
Erwarte Konzentration 
auf die Geschäfte

Ich finde, während
den Sitzungen all-
gemein sollte im 
Vorzimmer kein
Alkohol getrunken 
werden. Ich erwarte
von den Gross-
räten, dass sie sich 
voll auf die
Geschäfte konzent-
rieren und Freizeit
und Arbeit trennen.

Wer in der Privatwirtschaft angestellt
ist, trinkt ja während der Arbeitszeit
auch keinen Alkohol. Ein Verbot ist nicht 
nötig, das sollte Ehrensache sein.

Beim Nachsitzen 
verträgt es ein Bier

Ich finde es nicht
schlimm, wenn 
man während der
Nachtsitzung im 
Vorzimmer ein Bier 
trinkt. Schliesslich 
sitzt man den gan-
zen Tag im Grossen
Rat und muss bis
23 Uhr nachsitzen,
da verträgt es das. 
Doch ich verstehe 

auch den Grossratspräsidenten, der es 
anspricht, aber nicht an die grosse
Glocke hängt. Schliesslich waren
fraktionsübergreifend Leute dabei. 

Im Grossrats-Café kann
man Bier bestellen

Ich war überrascht, 
da auf dem Tisch
im Vorzimmer so
viele Bierdosen
standen, wie ich es
noch nie gesehen 
habe. Ich habe
nachgefragt, ob
eine Party im 
Gange ist. Da 
beschied man mir, 
das nicht, doch ich

könne mich gern bedienen. Aber ich
trinke keinen Alkohol, bei mir muss es 
süss sein. Ich finde, Bier sollten die
Grossräte im Café bestellen.

Kein Verbot, aber 
anständiges Benehmen

Ja, ich habe auch
eine Dose Bier 
getrunken, danach
war ich aber im
Saal. Ein Verbot
braucht es nicht,
das regelt sich von 
selber. Aber ein
anständiges
Benehmen braucht
es. Vielleicht würde
es auch mässigend 

wirken, wenn die Medien an den 
Abendsitzungen noch dabei wären,
doch diese sind ja dann meist schon 
gegangen.

Lange nicht so schlimm 
wie beschrieben

Ich war auch im
Vorzimmer und 
habe es gesehen, 
fand es jedoch
lange nicht so
schlimm wie in der
Zeitung
beschrieben. Sicher 
ist: Das Ereignis 
wird ein gutes 
Fasnachtssujet
abgeben. Doch ein

Verbot braucht es nicht, überhaupt
sehe ich keinen Grund, um irgendetwas 
zu ändern. Für sein Benehmen ist jeder 
selber verantwortlich.
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«Wer Mist baut, darf 
nicht belohnt werden»
CVP-Präsident Balz Herter isoliert in seiner Fraktion

Von Alessandra Paone

Der Grosse Rat will nicht, dass Kantons-
angestellten nach beendetem Arbeits-
verhältnis die Abfindung gekürzt wird. 
Er hat gestern eine entsprechende
Motion von Alexander Gröflin (SVP)
mit 51 gegen 42 Stimmen bei drei Ent-
haltungen abgelehnt. Diese verlangt,
dass die Abfindungen ausnahmslos 
maximal einen Jahreslohn betragen.
Gemäss dem aktuellen Personalgesetz
darf die Regierung die Abfindung auf
zwei Jahreslöhne erhöhen.

Die Motion wurde von Vertretern
aller vier bürgerlichen Parteien unter-
schrieben – auch vom Präsidenten der
CVP, Balz Herter. Seine Fraktion hat
den Vorstoss allerdings zusammen mit
Link-Grün abgelehnt. Im Gespräch mit
der Basler Zeitung nimmt Herter Stel-
lung dazu und verteidigt den Kurs
seiner Partei.

BaZ: Herr Herter, Sie wollen die
 Abfindungen von Kantonsangestellten
reduzieren. Ihre Fraktion ist aber 
geschlossen dagegen. Warum?

Balz Herter: Die
Fraktion ist grund-
sätzlich dagegen,
weil sie befürchtet,
dass dadurch die
Wettbewerbsbedin-
gungen verzerrt
werden. Da in der
Privatwirtschaft

andere Rahmenbedingungen gelten
und Manager weiterhin hohe Abfin-
dungen erhalten, seien die Kantons-
angestellten benachteiligt. Das Stich-
wort Neid ist auch gefallen – der Vor-
stoss hat gewisse Parallelen zum 
Angriff der GLP auf die Ruhegehälter
für Regierungsräte.

Wie ist Ihre Haltung dazu?
Mit Neid hat das nichts zu tun. Wenn
jemand Mist baut, dann muss er nicht
auch noch dafür belohnt werden – 
Punkt. Mich stört auch, dass die

Regierung darüber schweigt, wie oft 
zwei Jahreslöhne für eine Abfindung
bezahlt werden. Das geht nicht.

Es ist nicht das erste Mal, dass Sie eine 
komplett andere Meinung vertreten als
der Rest Ihrer Partei. Stichwort: 
 Schweizer Pass als Pflicht für Stelle bei
der Kantonspolizei.

In diesem Fall war die CVP die einzige 
Partei, die mit der SVP mitzog. Ich bin
der Meinung, dass man einen guten
Job machen kann, auch wenn man
keinen Schweizer Pass hat.

Sie wirken isoliert. 
Dieser Eindruck täuscht. In den 
meisten Fällen teile ich die Meinung 
der Partei. In der Parteileitung ist die
Zusammenarbeit bestens. Ich passe
also gut in die CVP hinein. Anders als
andere Parteien haben wir bei uns
keinen Fraktionszwang, somit gibt es
immer wieder Leute, die anderer
Meinung sind als die Mehrheit der 
Fraktion.

Sie haben die Parteileitung mit der
Absicht übernommen, eine klar bürger-
liche Politik zu machen. Sie und Ihre 
Partei halten sich daran?

Wir stimmen mehrheitlich bürgerlich 
und sind nur selten links der Mitte. 
Bei Finanzthemen oder Fiskusfragen 
vertritt die CVP eine klar bürgerliche
Position. Geht es aber um familien-
politische Themen wie zum Beispiel
Tagesstrukturen heben wir uns von 
den Bürgerlichen ab. Das ist aber
auch richtig so. Wir müssen uns nicht
verbiegen. Im Grossen und Ganzen
sind wir aber mit dem bürgerlichen 
Kurs auf gutem Weg. Steuersenkun-
gen, Lohnabzugsverfahren, Kranken-
kassen-Initiative sind weitere The-
men, bei welchen wir mit der bürger-
lichen Seite stimmen.

Nachrichten

«Recht auf Wohnen» ohne
Gegenvorschlag vors Volk
Die Linke scheitert mit ihrem Anliegen knapp

Von Martin Regenass

Basel. Als David Wüest-Rudin von den
Grünliberalen am Rednerpult sprach,
entzündete er die Diskussion vollends.
Seine Partei, sie verfügt mit drei Stim-
men im Parlament nicht über Frak-
tionsstärke, gab in der Abstimmung
über die Initiative «Recht auf Wohnen» 
den Ausschlag, dass diese jetzt ohne
Gegenvorschlag der Regierung vors
Volk kommt. Das dürfte die Aussichten
auf eine Annahme an der Urne wohl
schmälern.

Die SP und die Grünen wollten das
Begehren unbedingt der Regierung
überweisen, damit diese präzisieren
könne, wie sie es in der Praxis umzuset-
zen gedenke. Mit der Rede Wüest-
Rudins wurde der Linken allerdings 
klar – sie kannte die Position der GLP
zuvor nicht –, dass ihr Anliegen zu
scheitern drohte. So kam es dann auch.
CVP/EVP, FDP, LDP und SVP setzen sich 
mithilfe der GLP mit 50 zu 46 Stimmen 
hauchdünn gegen eine Überweisung an
die Regierung durch.

Lanciert hatte die Initiative «Recht
auf Wohnen» das «Netzwerk Wohnungs-
not» im April 2016. Dieses besteht aus
verschiedenen sozialen Institutionen 
aus den Bereichen Armutsbekämpfung,
wie etwa dem Verein «Schwarzer Peter»,
der sich beispielsweise um Obdachlose 
kümmert. Mit der Verfassungsinitiative 
soll die Wohnungsnot bekämpft wer-
den. Wohnungsnot besteht ab dem Zeit-
punkt, wo die Leerstandsquote unter
einem Prozent liegt. Das ist in Basel der
Fall. Laut Initiativtext soll der Kanton
das Recht auf Wohnen anerkennen und
im Paragrafen 11 der Kantonsverfas-
sung festschreiben. Falls die Initiative 
angenommen wird, muss der Kanton 
die «notwendigen Massnahmen» tref-
fen, «damit Personen, die in Basel-Stadt
wohnhaft und angemeldet sind, sich 
einen ihrem Bedarf entsprechenden
Wohnraum beschaffen können». Dabei
dürfen der Mietzins oder die Kosten ihre 
finanzielle Leistungsfähigkeit nicht
übersteigen. Anders gesagt soll der Kan-
ton gezielt Wohnungen für Armutsbe-
troffene zur Verfügung stellen.

Was dies genau bedeutet und mit
welchen Massnahmen es umzusetzen 
wäre, hätte gemäss der Linken nun der
Regierungsrat mit der Ausarbeitung 
eines Gegenvorschlages herausfinden
sollen. Über diese Umsetzung wurde in
der Debatte denn auch gestritten.
Wüest-Rudin nannte den von den Ini-
tianten geforderten Verfassungsartikel
als «nicht umsetzbar». Zudem gäbe es in
Basel mit dem Wohnraumfördergesetz
bereits Grundlagen, um den günstigen
Wohnbau voranzutreiben.

Keine Wohnsitzpflicht
Für Andreas Zappalà von der FDP

hingegen ist klar, was die Initiative
wolle. «Der Kanton muss genügend
Wohnraum schaffen, der für die
Betroffenen maximal einen Drittel des
Einkommens kostet.» Zudem müsse
beispielsweise eine vierköpfige Familie
in einer Fünfzimmerwohnung unter-
kommen. Da es keine Pflicht gebe, in
der Stadt zu wohnen, gäbe es auch kein
Recht auf eine Wohnung, sagte 
Zappalà.

BastA!-Grossrat Oliver Bolliger hob
die Wichtigkeit einer Überweisung her-
vor. Nur so komme eine Diskussion in 
Gange. «Es ist wichtig, der existieren-
den Wohnungsnot entgegenzutreten.
Menschen mit einem tiefen Einkommen 
haben Mühe, eine Wohnung zu finden»,
sagte Bolliger.

Auch Regierungspräsidentin Elisa-
beth Ackermann (Grüne) forderte die
Parlamentarier erfolglos auf, die Initia-
tive an die Regierung zu überweisen.
«Sonst stimmen wir über einen Titel ab,
ohne den Inhalt zu kennen», sagte sie.

FDP-Grossrat David Jenny sagte
dazu: «Liegt es am Regierungsrat,
Nachhilfe zu geben, wenn die Initianten
ihre Aufgaben nicht gemacht haben,
Frau Ackermann?»

Ihre Antwort: Nein.

Das Datenschutzgesetz 
wird aktualisiert

Basel. Der Grosse Rat hat gestern das
Datenschutzgesetz ohne Gegen-
stimmen bei fünf grünen Enthaltungen
revidiert. Es wird eine verwaltungs-
interne Personenidentifikationsnummer 
eingeführt und die Anonymisierungs-
pflicht für angefragte Informationen
aktualisiert. Regierungspräsidentin 
Elisabeth Ackermann versprach
sorgfältige Interessenabwägung
zwischen Öffentlichkeitsprinzip und
Persönlichkeitsrechten.

Eva Herzog wiegelt bei 
Parkhausvorstoss ab
Basel. In einer Medienmitteilung zu
den Tariferhöhungen in den staatlichen 
Parkhäusern schrieb die Regierung 
Mitte Oktober, dass sie Interessenver-
bände aus Gewerbe oder Gastronomie 

in die Erarbeitung der neuen Tarifver-
ordnung mit «eingebunden» hätte. Dies
war allerdings nicht der Fall. Die
angesprochenen Verbände wissen von 
nichts. In einer Antwort auf einen Vor-
stoss von Heiner Vischer (LDP) wie-
gelte die zuständige SP-Regierungs-
rätin Eva Herzog gestern nun ab. «In
der Medienmitteilung wurde nicht
gesagt, dass Gespräche stattgefunden 
haben», sagte die Finanzdirektorin.

Standesinitiative zum
Poststellenabbau
Basel. Das Parlament hat mit grosser
Mehrheit eine Standesinitiative von SP-
Parteipräsident Pascal Pfister an die 
Regierung überwiesen. Diese muss 
nun vom Bundesrat fordern, wie die 
Poststellen Kleinhüningen, Gellert und
Kannenfeld vor der Schliessung
gerettet werden können. Die Regierung
hat drei Monate Zeit zu berichten.

Flüchtlinge haben Möglichkeiten zur Bildung
Der Kanton will zusätzlich eine Vorlehre im Bereich Gastronomie einführen

Von Urs Rist

Basel. Die vorhandenen Angebote zur
Arbeits- und Bildungsintegration seien
ausreichend, findet der Regierungsrat 
und sieht deshalb keine Notwendigkeit
für ein zusätzliches Angebot. Aber der
Kanton will an einem neuen Pilot-
projekt des Bundes teilnehmen. SP-
Grossrätin Sarah Wyss hat vor zwei Jah-
ren mit einem Anzug ein Pilotprojekt 
für die Nachholbildung von Zugezo-
genen, vor allem von Flüchtlingen und
vorläufig Aufgenommenen, gefordert.

Der Regierungsrat gibt in seinem 
Bericht nun einen Überblick über die
Möglichkeiten für die «Gesamtheit der
Späteingereisten ohne Bildungsab-
schluss», also nach dem Schulalter ein-
gewanderte Menschen. Aufgrund eines
Berichts beauftragte der Regierungsrat 
im Januar 2017 die Strategiegruppe 
Jugendarbeitslosigkeit mit der Umset-

zung von Massnahmen für Information
und Beratung, Sprach- und Integra-
tionsförderung.

Brückenangebote bis 25 offen
Von den rund 1200 Personen, die

Ende Juli als anerkannte Flüchtlinge
oder vorläufig Aufgenommene im Kan-
ton Basel-Stadt lebten, sind 42 Prozent
Kinder und Jugendliche, 30 Prozent mit
Familienarbeit beschäftigt oder gesund-
heitlich nicht arbeitsfähig. Von den ver-
bleibenden 490 Personen arbeiten 280,
etwas mehr als die Hälfte, 120 nehmen
an Beschäftigungsprogrammen teil. Die
Erwerbsquote der Flüchtlinge und Auf-
genommenen beträgt 32,9 Prozent.

Viele fremdsprachige Jugendliche
und junge Erwachsene finden den
Zugang zur Berufsbildung in den Integ-
rations- und Berufswahlklassen der
Brückenangebote, die heute auch Mig-
ranten bis zum Alter von 25 Jahren

offenstehen. Der Lehrgang «Link zum 
Beruf» der Gewerbeschule, der ab 18
zugänglich ist, schafft mit einem Zerti-
fikat die Voraussetzung für eine Berufs-
ausbildung. Das Projekt MyWay, das
Sarah Wyss als Grundlage für das Pilot-
projekt sieht, bietet die Möglichkeit für
ein einjähriges Betriebspraktikum.

Ein vom Bund lanciertes Pilot-
programm Integrationsvorlehre für 
2018 bis 2021 will einen branchen-
bezogenen Zugang zur beruflichen
Grundbildung verschaffen. Basel-Stadt
reichte dazu eine Eingabe ein, der Auf-
nahmeentscheid stehe noch aus. Der
Kanton will sich auf «ein Angebot im
Bereich Gastronomie» konzentrieren,
weil hier die Aussicht bestehe, eine
genügend grosse Interessengruppe zu
finden. Der Versuch, zusammen mit
Nachbarkantonen  Programme für wei-
tere Branchen aufzubauen, «war nicht
erfolgreich», so der Regierungsrat.

Grosser Rat
Berichterstattung aus
dem Rathaus

Der Staat soll es regeln. Das Begehren verlangt, dass sich alle Bewohner der 
Stadt eine bezahlbare Wohnung nehmen können.  Foto Florian Bärtschiger


